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136 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
betreffend das Ruhegehalt und die Hinterbliebenenverſorgung der Mitglieder des Senats 
im Hauptamt. Vom 23. 3. 1923. 


I. Ruhegehalt. 
8 1. 


Jedes Mitglied des Senats im Hauptamt hat einen Anſpruch auf lebenslängliches Ruhegehalt, 


wein es nach einer Dienſtzeit von wenigſtens drei Jahren aus dem Senat ausſcheidet, . 
a) weil es wegen körperlicher oder geiſtiger Schwäche zur Fortführung ſeines Amtes dauernd 
außerſtande iſt, A ö 
b) nachdem es das 65. Lebensjahr vollendet hat, 
e) weil es nach Ablauf ſeiner Amtszeit vom Volkstage nicht wieder gewählt wird. 


8 2. 
Erfolgt das Ausſcheiden eines Mitgliedes des Senats im Hauptamt gemäß $ 1a infolge einer 
Krankheit, Verwundung oder Beſchädigung, die es ſich in Ausübung oder aus Veranlaſſung ſeines Amts 
zugezogen hat, ſo tritt die Ruhegehaltsberechtigung auch bei kürzerer als dreijähriger Dienſtzeit ein. 


8 3. 

Das Ruhegehalt beträgt bei vollendeter dreijähriger oder im Falle des $ 2 auch kürzerer Dienſt⸗ 
zeit % des ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens, das das ausſcheidende Mitglied in der zuletzt von 
ihm im Senat bekleideten Stelle bezog und ſteigt nach vollendetem dritten Dienſtjahr mit jedem weiteren 
zurückgelegten Dienſtjahr um ¼ dieſes Einkommens. Über den Betrag von Dreiviertel dieſes Ein⸗ 
kommens findet eine Steigerung nicht ſtatt. 

Was als ruhegehaltsfähiges Dienſteinkommen anzuſehen iſt, ſowie die Zahlung von Verſorgungs⸗ 
oder Ausgleichszuſchlägen und Kinderbeihilfen neben dem Ruhegehalt richtet ſich nach den allgemeinen 
geſetzlichen Beſtimmungen ($ 10). 5 0 

Hat ein Mitglied des Senats bei ſeinem Eintritt in den Senat als Beamter, Angeſtellter oder 
Arbeiter mit Anwartſchaft auf Ruhegehalt im öffentlichen Dienſt geſtanden, ſo wird ihm ſeine frühere 
Dienſtzeit, ſoweit dieſe über 6 Jahre hinaus geht, bei der Berechnung ſeines Ruhegehaltes in Anrechnung 
gebracht, und zwar bei Beamten nach Maßgabe der für die unmittelbaren Staatsbeamten geltenden 
Beſtimmungen, bei Angeſtellten und Arbeitern nach den für ihre frühere Stelle maßgegebenen Grundſätzen. 
Auch bei Beamten erfolgt die Anrechnung nach Maßgabe der für ſie in ihrer früheren Stelle maßgebenden 
Grundſätze, ſofern dieſe günſtiger ſind als die für die unmittelbaren Staatsbeamten geltenden Beſtimmungen. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 6. 4. 1923). 


* 
1 


8 5. 75 

Bleibt das nach Maßgabe der 8s 3 und 4 berechnete Ruhegehalt hinter dem Ruhegehalt zurück, 
das einem der im 8 4 genannten Mitgliede des Senats beim Verbleiben in feiner früheren Stellung zu 
dem Zeitpunkt feines Ausſcheidens aus dem Senat zugeſtanden haben würde, jo erhöht ſich fein Ruhe⸗ 
gehalt auf den letzteren Betrag. 3 8 

Scheidet ein Mitglied des Senats, das bei ſeinem Eintritt in den Senat als Beamter, Angeſtellter 
oder Arbeiter im öffentlichen Dienſt bereits eine Ruhegehaltsberechtigung erworben hatte, aus einem der 
im $ 1 genannten Gründe aus dem Senat aus, ohne einen Anſpruch auf Ruhegehalt nach Maßgabe 
der 88 1 und 2 erworben zu haben, jo erhält es das Ruhegehalt, das ihm beim Verbleiben in feiner 
früheren Stellung nach den für dieſe geltenden Grundſätzen zu dem Zeitpunkt ſeines Ausſcheidens aus 
dem Senat zugeſtanden haben würde. 

Hat ein Mitglied des Senats, das nicht zu den im Abſatz 1 genannten gehört, infolge ſeines 
Eintritts in den Senat einen Anſpruch oder eine Anwartſchaft auf Verſorgungsbezüge auf Grund einer 
öffentlich⸗rechtlichen Verſicherung oder andern öffentlich⸗rechtlichen Einrichtung unwiederherſtellbar verloren, 
fo find ihm, falls es aus einem der im $ 1 genannten Gründe aus dem Senat ausſcheidet, ohne einen 
Anſpruch auf Ruhegehalt nach Maßgabe der SS 1 oder 2 erworben zu haben, die Verſorgungsbezüge zu 
zahlen, die ihm andernfalls zum Zeitpunkt feines Ausſcheidens aus dem Senat von der öffentlich-rechtlichen 
Verſicherung oder Einrichtung zugeſtanden haben würden. 

8 7. 

Erfolgt das Ausſcheiden eines Mitgliedes aus dem Senat gemäß $ 1a oder b, ſo beginnen die 
nach Maßgabe dieſes Geſetzes an ihn zu leiſtenden Zahlungen mit dem Ablauf des Vierteljahres, welches 
auf den Monat des Ausſcheidens folgt. Bis zu dieſem Zeitpunkt ſind ihm die bisherigen Dienſtbezüge 
fortzuzahlen. Im Falle des $ 10 beginnen die Zahlungen mit dem Tage des Ausſcheidens aus dem 
Senat. ; 

88. 

Die Entſcheidung darüber, ob die Vorausſetzungen der Ruhegehaltsberechtigung vorliegen und die 
Feſtſetzung der nach Maßgabe dieſes Geſetzes zuſtehenden Bezüge erfolgt durch den Senat. 

Den Berechtigten ſteht hinſichtlich ihrer Anſprüche der Rechtsweg offen. 

8 9. 5 f 

Tritt ein mit Anſpruch auf Ruhegehalt aus dem Senat ausgeſchiedenes Mitglied erneut in den 
Senat oder als Beamter in die Dienſte des Staates oder einer Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes, 
fo ruht ſein Anſpruch auf Ruhegehalt nach Maßgabe der allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen. 

8 10. 


Soweit in dieſem Geſetz nicht etwas Abweichendes beſtimmt iſt, finden die jeweils für die unmittel- 
baren Staatsbeamten geltenden Beſtimmungen auf das Ruhegehalt der Mitglieder des Senats Anwendung. 


II. Hinterbliebenenverſorgung. 
1 § 11. 

Auf die Verſorgung der Hinterbliebenen eines im Amte verſtorbenen oder mit Ruhegehalts⸗ 
berechtigung gemäß 88 1, 2, 6 Abſatz I ausgeſchiedenen Mitgliedes des Senats finden die jeweiligen 
Vorſchriften über die Verſorgung der Hinterbliebenen der unmittelbaren Staatsbeamten Anwendung, mit 
der Maßgabe, daß eine Beſchränkung des Witwengeldes auf einen Höchſtbetrag nicht ſtattfindet. 

8 12. | 

Steht den Hinterbliebenen eines Mitgliedes des Senats ein Anſpruch auf Hinterbliebenen⸗ 
verſorgung nach Maßgabe der vorſtehenden Beſtimmungen nicht zu, hätten ihnen jedoch beim Tode des 
Mitgliedes des Senats auf Grund einer öffentlich rechtlichen Verſicherung oder einer andern öffentlich 


rechtlichen Einrichtung Verſorgungsanſprüche zugeſtanden, ſofern das verſtorbene Mitglied nicht in den 
Senat eingetreten wäre, ſo ſind den Hinterbliebenen die gleichen Verſorgungsgebührniſſe zu zahlen, die 
ſie andernfalls von der Verſicherung oder Einrichtung zu beanſpruchen gehabt hätten. 


3 $ 13. 5 
8 Die Feſtſtellung der Hinterbliebenenbezüge erfolgt durch den Senat unbeſchadet der Beſchreitung 
des Rechtsweges 
des Rechtsweges. III. Schlußbeſtimmung. 3 
8 14. i > 


Diejes Geſetz tritt rückwirkend auf den 7. Dezember 1920 ſofort in Kraft. 
Danzig, den 23. März 1923. Rn 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. . 
Dr. Ziehm. Förster. N 


137 Dit Wirkung vom 1. April an werden im Gebiet der Freien Stadt Danzig im Verkehr nach 
Polen (ausſchl. Polniſch Oberſchleſien) die Gebühren für Briefſendungen in folgender Weiſe feſtgeſetzt: 


Gewöhnliche Briefe bis 20 ETC 250 M 
c EEE 350 „ 
„IF a EEE 450 „ 
„ e 
Poe einſae 0 
it Anme . 300 „ 
dienſtliche Aktenbriefe von Behörden über 500 g bis 2 kg 600 „ 
Druckfachen bis 25 ggg 3 30 „ 
2 ͤ F 
7 E  n 120 „ 
a ae 1 Rn 250 „ Be. 
a er ee Fi 350 „ u 
PPP ER EN 450 „ 
„Ikg „ 2 kg (nur für einzeln verſandte, Be 
ungeteilte Drudbände) -. . 2.2.2. 2222200, 750 „ Be 
Anſichtskarten, auf deren Vorderſeite Grüſſe oder ähnliche 
Höflichkeitsformeln mit höchſtens 5 Worten nieder- 8 
„ er 30, ER 
Blindenſchriftſendungen je 1 41 N 
Geſchäftspapiere bis 250 TT 250 „ 
a 15 Er Rai Fan Saar a 350 „ 
1 500 = 1 kg S a Ne 450 " 
Warenproben bis 250 gg 250 „ 
. RE A RR EEE 350 „ 5 
ae Miſchſendungen bis W0 . . ern 250 „ 
PFC 350 „ 
2 FEED De 450 „ 
(zuſammengepackte Druckſachen, Geſchäftspapiere und 
Warenproben) Päckchen bis 1 KR A 700 „ 


| Die Nebengebühren erfahren zunächft keine Anderung. 
Danzig, den 21. März 192g. 


\ Poft: und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
* i Lander. . 


. e 364 8 : 7 ‘ 
RE Verordnung 
zur Anderung der Feruſprechordnung. Vom 7. 2. 1925, 
i Auf Grund des $ 11 des Fernſprechgebühren⸗Geſetzes vom 17. September 1921 (Geſetzbl. 
. S. 184) wird folgendes beſtimmt: i 2 
Be: 1. Die durch die Fernſprechordnung vom 9. Januar 1923 (Geſetzbl. S. 131) feſtgeſetzten Gebühren 
und ſonſtigen Beträge werden um 14900“ v. H. erhöht. 
= 2. Dieſe Verordnung tritt mit dem 15. Februar 1923 in Kraft. Soweit vierteljährlich im voraus 
Bi: fällige laufende Gebühren durch dieſe Verordnung erhöht werden, gilt für die beſtehenden 
Be Anlagen die Erhöhung erſt vom 1. März 1923 ab. 
Er 3. Die Fernſprechteilnehmer find berechtigt, Einrichtungen, deren Gebühren und ſonſtige Beträge 
durch dieſe Verordnung und die von der Telegraphenverwaltung nach 8 311 der Fernſprech⸗ 
5 ordnung erlaſſenen Beſtimmungen erhöht werden, bis zum 14. Februar 1923 auf den 
* 1.5. Februar 1923 bezw. bis zum 26. Februar 1923 auf den 28. Februar 1923 zu kündigen. 


Danzig, den 7. Februar 1923. f 
Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 


E = Zander. 

3 189 ; Verorduung 

EB zur Anderung der Poſtordnung. Vom 28. 3. 1923. 

er Auf Grund der Artikel 39 und 116 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig und des 8 50 

3 des Geſetzes über das Poſtweſen des Deutſchen Reichs vom 28. Oktober 1871 (Reichsgeſetzbl. S. 347) 
wird die Poſtordnung vom 23. Dezember 1921 (Geſetzbl. S. 277 ff.) mit ſofortiger Wirkung wie folgt 
geändert: 

* 1. Im 8 22 „durch Eilboten zu beſtellende Sendungen“ iſt zu ſetzen 

BE; im Abf. VIII ſtatt „VII“: VI 

* im Abſ. IX ſtatt „unter VI“: unter V, vorletzter Abſ. 

u: Danzig, den 28. März 1923. ä 

„ Der Senat der Freien Stadt Danzig. 

. N Sahm. Förster. 

* 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


